
AHV-Rente: Kaiser und Kaufmann 
reichen Initiative gemeinsam ein
«Fairness» Die von 
 Johannes Kaiser angekün-
digte Initiative zur Rückkehr 
zum Mischindex bei der AHV-
Rentenberechnung wurde 
gestern vom FBP-Abgeordne-
ten eingereicht – mit überra-
schender Unterstützung von 
Manfred Kaufmann (VU).

VON HANNES MATT

Nachdem die AHV-Renten 
seit über zehn Jahren nicht 
erhöht worden sind, sei die 
Zeit mehr als reif für eine 

Anpassung, wie Johannes Kaiser 
(FBP) die Gesetzesinitiative bereits 
letzte Woche angekündigt hatte. Ges-
tern stellte der FBP-Abgeordnete den 
Vorstoss gemeinsam mit Manfred 
Kaufmann (VU) vor. Die Initiative hat 
zum Ziel, bei der AHV-Rentenberech-
nung nicht nur den Konsumenten-
preis, sondern auch den Lohnindex 
zu berücksichtigen – so wie es vor 
2011 vor der damaligen Sanierung 
des Staatshaushalts Praxis war. «Jetzt 
steht der Haushalt wieder auf soliden 
Beinen. Es ist an der Zeit, den Rent-
nern wieder etwas zurückzugeben», 
wie Johannes Kaiser und Manfred 
Kaufmann betonten. 

«Fairness-Initiative»

Beide Initianten sprachen folgend 
auch von einer «Fairness-Initiati-
ve». Da der Konsumentenpreis in 
den letzten Jahren relativ stabil 
blieb, war eine Rentenerhöhung 
nach dem heutigen System bislang 
nicht zulässig. «Die Stagnierung der 
Renten verschärft die Armutsge-
fährdung, wogegen die Rückkehr 
zum Mischindex helfen kann», fass-
te Johannes Kaiser die Pro-Argu-
mente mit Verweis auf die stetig sin-
kende Versorgungsquote der Rent-
ner zusammen. Zudem sei der Vor-
stoss eine Wertschätzung der älte-
ren Generation, die zum Wohlstand 
des Landes massgeblich beigetra-
gen hätten. «Und auch die anderen 
Generationen wie junge Menschen 
und Familien profitieren, da Rent-
ner heute vielfach einen grossen Fa-
miliendienst übernehmen», so Kai-
ser. «Wenn die Senioren nun eine 
Anpassung der Renten bekommen, 

die ihnen zusteht, ist das nur rich-
tig und fair.»
Die Initiative möchte ab 2023 die 
AHV-Renten alle zwei Jahre auf Be-
ginn des Kalenderjahrs an den Löh-
nen und am Konsumentenpreis 
(Mischindex genannt) angepasst 
wissen – wie dies auch in der Schweiz 
gemacht wird, wobei die dafür nöti-
gen Prognosen vom Nachbarland 
übernommen werden könnten.

«Keine neuen Massnahmen nötig»

Dies hätte eine leichte Erhöhung 
der Renten zur Folge: Würde man 
den Mischindex bereits heute an-
wenden, läge sie gemäss Berech-
nungen der Regierung um 3 Prozent 
(35 Franken minimal bzw. 75 Fran-
ken maximal) pro Monat. Laut Re-
gierung werden dann aber auch 
neue Massnahmen zur langfristigen 
AHV-Sicherung fällig. Die beiden 
Ini tianten sahen es etwas anders 
und bekräftigten mit Verweis auf ei-
gene Berechnungen, dass wegen 
des Vorstosses nicht an den drei be-
kannten Stellschrauben (Staatszu-

schuss/Beiträge/Rentenalter) ge-
dreht werden müsse.

Ungewöhnliche Konstellation

Der gemeinsame Auftritt von Johan-
nes Kaiser und Manfred Kaufmann 
bei der Initiative kam für die Anwe-
senden indes überraschend. Das sei 
so gekommen, weil sich beide in die-
ser Sache immer wieder eingebracht 
und man sich so zusammengefun-
den hätte, erklärten die Initianten. 
«Dass zwei Abgeordnete verschiede-
ner Fraktionen einen Vorstoss ein-
reichen, ist keine aussergewöhnlich 
Konstellation», sagte Johannes Kai-
ser. Manfred Kaufmann fand das 
Auftreten in dieser Form ebenfalls 
legitim. Wie beide Initianten bekräf-
tigten, hätten sie dies auch mit ihren 
Fraktionen und Parteigremien abge-
sprochen. In der VU-Fraktion habe 
es bislang keinen grundsätzlichen 
Widerstand gegen das Vorhaben ge-
geben, wie Kaufmann bemerkte. 
Eine Mehrheit für die Initiative, die 
im September im Landtag behan-
delt wird, ist damit aber noch lange 

nicht fix. So hätten sich noch nicht 
alle Mitglieder der FBP- und VU-
Fraktion in dieser Sache festgelegt 
und nun Zeit, den Vorstoss genau 
anzuschauen, wie die beiden Initi-
anten erklärten.

Erst die Altersstrategie abwarten?

Es dürfte noch Überzeugungsarbeit 
anfallen – insbesondere die Klärung 
der Frage, ob der Vorstoss nun tat-
sächlich eine Anpassung der Stell-
schrauben, wie etwa eine Erhöhung 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
beiträge, zur Folge haben wird. 
Zudem gab es bei der FBP und der 
VU in der Vergangenheit auch im-
mer wieder Stimmen, dass das wei-
tere Vorgehen und eine Entschei-
dungsfindung gesamtheitlich be-
trachtet werden müsse – und man 
dafür erst die noch in Arbeit be-
findliche Altersstrategie der Regie-
rung sowie den Armutsbericht ab-
warten sollte, um weitere Grundla-
gen – auch zur finanziellen Situati-
on der Rentner in Liechtenstein – zu 
haben.

Johannes Kaiser (FBP, links) und Manfred Kaufmann (VU, rechts) bei der Präsentation der Initiative. (Foto: Michael Zanghellini)
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